
BÜRGERSCHAFT  
DER FREIEN UND HANSESTADT HAMBURG Drucksache 23/1727  
23. Wahlperiode 14.10.25 

                        
  

Schriftliche Kleine Anfrage  
 

der Abgeordneten Andreas Grutzeck und Stefanie Blaschka (CDU) vom 07.10.25 
 

und Antwort des Senats 

Betr.: Feuert der Senat über Ungleichbehandlung der Träger den Wettbewerb 
um Fachkräftemangel unnötig an? 

Einleitung für die Fragen: 
Während sich aufgrund der wirtschaftlichen Lage das Thema Fachkräfteman
gel in den meisten Branchen abgeschwächt hat, gilt im Bereich der Sozialpä
dagogik und Soziale Arbeit immer noch ein Mangel an Fachkräften. Die Sozi
alunternehmen, aber auch die Verwaltung/Behörden werben um die Fach
kräfte, wobei auf staatlicher Ebene der Tarifvertrag der Länder mit seiner Ent
geltordnung häufig die Messlatte bei der Bezahlung darstellt. Die Bezahlung 
erfolgt hier je nach Einstufung der Tätigkeiten laut Anlage des Tarifvertrages 
zumeist in den Stufen S11a bis S13, was jeweils in Stufe 1 für Berufseinsteiger 
einem Bruttogehalt von 3.633 bis 3.848 Euro entspricht, bei mehreren Jahren 
Berufserfahrung in Stufe 4.165 bis 4.483 Euro. Viele über Zuwendungen der 
FHH finanzierte Träger berichten, dass sie für ihre Beschäftigten zumeist eine 
Einstufung in S 11a erhalten, manchmal sogar deutlich drunter mit S9 (Stufe: 
3.453 Euro, Stufe 3: 4.042 Euro).  
Vor diesem Hintergrund fragen wir den Senat: 

Frage 1: Welche Basis nutzt der Senat bei der Ermittlung der Personalkosten 
im Fall von Zuwendungen im Bereich Soziale Arbeit/Sozialpädagogik 
und inwiefern orientiert sich diese an den Entgeltgruppen des Tarif
vertrags der Länder? 

Antwort zu Frage 1: 
Grundlegend für die Ermittlung der zuwendungsfähigen Personalkosten im Bereich  
Soziale Arbeit/Sozialpädagogik ist der Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Län
der (TV-L). Maßgebend ist hier der Teil des TV-L, der für Beschäftigte im Sozial- und 
Erziehungsdienst (SuE) gilt. 

Frage 2: Erfolgt die Eingruppierung der Beschäftigten eines Trägers aus
schließlich über die zuständigen Fachbehörden oder inwiefern kann 
der jeweilige Träger hier Bedarfe/Wünsche anmelden und inwiefern 
werden diese auch berücksichtigt? 

Antwort zu Frage 2: 
Die Eingruppierung der Beschäftigten richtet sich nach den Tätigkeitsmerkmalen der 
Entgeltordnung und der Entgeltstufe, die die Berufserfahrung innerhalb der Entgelt
gruppe wiedergibt. Höhere Entgelte als nach dem TV-L sowie sonstige über-/oder  
außertarifliche Leistungen dürfen grundsätzlich nicht gewährt werden. 
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Frage 3: Welche Eingruppierungen kommen bei der Zahlung von Zuwendun
gen am häufigsten im Bereich Soziale Arbeit/Sozialpädagogik insge
samt und differenziert nach Jungendhilfe, Drogenhilfe und Obdachlo
senhilfe jeweils vor und wie bewertet die zuständige Behörde die  
damit verbundenen Unterschiede bei der Wettbewerbsfähigkeit der 
Träger? 

Antwort zu Frage 3: 
Zu den durch die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH) vergebenen Zuwendungen 
siehe das Transparenzportal Hamburg unter https://transparenz.hamburg.de/. Die  
Zuordnung der insgesamt bewilligten Zuwendungen zu den in der Fragestellung  
genannten Bereichen sowie die Daten zu Eingruppierungen von Beschäftigten bei den 
Empfängerinnen und Empfängern von Zuwendungen werden nicht gesondert erfasst. 
Eine händische Auswertung von allein im Bereich der Jugendhilfe/Jugendarbeit über 
350 Zuwendungsprojekten im Jahr 2024 ist in der für die Beantwortung einer Parlamen
tarischen Anfrage zur Verfügung stehenden Zeit nicht möglich. 

Frage 4: Inwiefern haben Träger die Möglichkeit, von dieser Eingruppierung 
abzuweichen, wenn es um Gehalt und Urlaub geht? Wer übernimmt 
dafür die notwendigen Kosten und welche Konsequenzen ergeben 
sich, wenn Träger von den Vorgaben abweichen (zum Beispiel Rück
forderung von Zuwendungen, Beanstandungen durch die Fachbe
hörde)? 

Antwort zu Frage 4: 
Bei zuwendungsfinanzierten Vorhaben gilt das Besserstellungsverbot gemäß Artikel 11 
des Haushaltsbeschlusses 2025/2026. Das Besserstellungsverbot soll, unter Beach
tung tarifvertraglicher Regelungen, grundsätzlich verhindern, dass mit Beschäftigten 
von Zuwendungsempfangenden bessere Arbeitsbedingungen und/oder bessere Kon
ditionen als mit vergleichbaren Beschäftigten der FHH vereinbart werden. Besserstel
lungen durch vom staatlichen Bereich abweichende Tarifverträge bleiben aufgrund der 
Tarifautonomie unberührt. Abweichende tarifrechtliche Regelungen sowie die Anerken
nung von Ausnahmen zum Besserstellungsverbot sollen dabei nicht zu einer Erhöhung 
der Zuwendung führen. Im Übrigen siehe Antwort zu 2. 

Frage 5: Im Kampf um Fachkräfte sind die Träger im Sozialbereich häufig auf
grund angespannter Finanzierungslage wenig flexibel. Umso mehr 
überrascht eine Anzeige eines sozialen Trägers, der „Teilzeit (62 bis 
75 Prozent) bei Vollzeitgehalt“ verspricht. Das „Rundum-Sorglos-Pa
ket“ umfasse ein attraktives Gehalt, bei dem bis zu 4.200 Euro mög
lich seien, zudem erfolge eine Jahressonderzahlung bei bis zu 42  
Tagen Urlaub. Inwiefern haben über Zuwendungen finanzierte Träger 
die Möglichkeit, auf Kosten der Steuerzahler Vollzeit-Gehalt bei Teil
zeit-Tätigkeit anzubieten und zudem 42 Tage Urlaub zu gewähren? 
Erfolgt hier keine Überprüfung der Kosten im Rahmen der Zuwen
dungskontrolle? 

Antwort zu Frage 5: 
Im Rahmen der Verwendungsnachweisprüfung wird von der Bewilligungsbehörde die 
ordnungsgemäße und zweckentsprechende Verwendung nach den Vorgaben des  
Zuwendungsbescheids geprüft. Im Übrigen siehe die Antworten zu 2 und zu 4. 

https://transparenz.hamburg.de/
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